1

13. Kongress des EVS
Workshop 

Informatisierung des Personenstandswesens – der Weg zum europäischen Register
am 14. Mai 2013

Walter Grosinger

1. Einleitung:

Mit meinem einleitenden Statement zu diesem Workshop möchte ich kurz auf die Schaffung eines Zentralen Personenstandsregisters (ZPR) in Österreich eingehen. Wir sind gerade dabei ein solches zu schaffen und hoffen, dass es mit 1. November tatsächlich den Betrieb aufnimmt. 
Dabei will ich zum einen auf die Bedeutung eines solchen Registers für die gesamte staatliche Verwaltung eingehen und eine kurzen Ausblick auf eine möglich europäische Zukunft in diesem Bereich wagen.

2. Das Zentrale Personenstandsregister in Österreich:

2.1. Die Bedeutung

Die Errichtung eines Zentralen Personenstandsregisters war und ist in Österreich ein wichtiges Anliegen von Bund, Ländern und Gemeinden. 
Warum war eigentlich der Wunsch aller Gebietskörperschaften, also von Bund, Ländern und Gemeinden so groß, dass das Bundesministerium für Inneres endlich ein solches Register in Angriff nimmt? Nur wenn man das sieht, wird die Bedeutung dieses Vorhabens deutlich. Mit einem ZPR wird der gesamten staatlichen Verwaltung ein gesicherter, eindeutiger Datensatz des überwiegenden Teiles jener Menschen zur Verfügung stehen, die in Österreich leben. Ein Mensch, der sein Auto bei einer Behörde anmeldet, wird gesichert derselbe sein, der bei einer anderen Behörde einen Waffenpass oder einen Führerschein beantragt. Das wiederum ist vor dem Hintergrund der sich immer weiter verbreitenden Nutzung des Internets für Behördenwege zu sehen. 
Unser gesamtes System von e-Government, also des gesamten Systems des elektronischen Datenverkehrs zwischen Behörden und Bürgern, kann nur funktionieren, wenn die Behörden auch eindeutig wissen, mit wem sie es zu tun haben, wenn ein Bürger mit ihnen elektronisch kommunizieren will. Insoweit geht die Bedeutung dieses Registers ganz wesentlich über die Unterstützung der Vollziehung der Materie Personenstand hinaus. Andere zentrale Register, die wir in letzter Zeit in Österreich eingeführt haben, wie etwa das zentrale Waffenregister oder das Zentrale Passregister, bieten neben der Unterstützung der Verwaltung des Waffenrechts oder des Passwesens natürlich auch einen gesamtösterreichischen Blick in der jeweiligen Materie. Doch darüber hinaus kommt diesen Anwendungen allenfalls noch eine Rolle bei der Verfolgung strafbarer Handlungen zu. Zu denken ist dabei etwa, wenn es darum geht eine bestimmte Waffe, mit der ein Verbrechen begangen wurde zu finden, oder die Fälschung eines Reisedokuments zu erkennen.
Anders ist das derzeit etwa schon im Bereich des Zentralen Melderegisters, dessen Bedeutung für die Verwaltung weit über die bloße Archivierung der aktuellen Wohnanschriften hinausgeht. Da es sich dabei um die Erfassung des Großteils der österreichischen Einwohner handelt und überdies im Wege der ZMR-Zahl eine eindeutige numerische Individualisierung möglich ist, wurde dieses Register die Grundlage für e-Government. Das gesamte Stammzahlenmanagement, also die auf einer Kennzahl basierende Individualisierung jedes Menschen, baut auf jener Zahl auf, die im Zentralen Melderegister den Menschen zugeordnet wird. Die Bedeutung dieses Registers geht daher weit über das polizeiliche Meldewesen hinaus, selbst dann, wenn außer Acht gelassen wird, dass es auch die Grundlage für die Verteilung der Finanzmittel zwischen den Gebietskörperschaften im Finanzausgleich bildet. Anders als früher beruht die Verteilung der Finanzmittel zwischen Bund, den Ländern und Gemeinden nicht mehr auf dem Ergebnis der letzten Volkszählung auf, sondern auf der Ermittlung der im Zentralen Melderegister gespeicherten Einwohner. 
Bereits im Meldewesen haben wir versucht, die Verlässlichkeit der Datenrichtigkeit dadurch zu erhöhen, indem jene Stellen in den Prozess eingebunden wurden, bei denen die Daten ursprünglich entstehen. So ist etwa vorgesehen, dass die Anmeldung eines Neugeborenen auch im Wege des Standesbeamten möglich ist oder dass Änderungen des Personenstandes oder der Staatsbürgerschaft direkt von den Standesbeamten und Standesbeamtinnen bzw. von den Staatsbürgerschaftsevidenzstellen eingegeben werden dürfen. 
Diesem Gedanken folgend, ist es nur konsequent, die maßgeblichen Beschreibungsmerkmale eines Menschen dort für die gesamte staatliche Verwaltung abzuholen, wo sie entstehen, am Standesamt.

Das Gesetz sieht nun vor, dass der sogenannte Personenkern jeder Behörde in ihren Verfahren zur Verfügung steht. Dieser Personenkern umfasst die wesentlichsten Daten zu einem Menschen: Namen, Geschlecht, Geburtsdaten, Familienstand und Staatsbürgerschaft. Insoweit handelt es sich tatsächlich um etwas Neues in der Verwaltung, auch wenn es schon bisher eine zumindest im Ansatz vergleichbare Regelung im Meldegesetz gab, die zur Überprüfung der Meldedaten in Verfahren die Verpflichtung zur Einsicht in das ZMR normiert.
2.2. Der Aufbau des Zentralen Personenstandsregisters

Selbstverständlich ist mir bewusst, dass mit diesem neuen System viel von der bisher gewohnten und über Jahrzehnte bewährten Vorgangsweise über den Haufen geworfen wird. Gewohntes zu verlassen und sich auf völlig Neues einzulassen, bringt Unsicherheit und Skepsis mit sich. 
Ich bin mir auch nicht sicher, ob alles von Beginn an klaglos läuft. Ganz im Gegenteil, ich bin mir sicher, dass wir am Anfang mit etlichen Schwierigkeiten zu kämpfen haben werden. Dies umso mehr, als von Beginn an nicht alle Daten im System erfasst sein werden und wir mit einer gewissen Phase des Übergangs zu arbeiten haben werden. 

Die Herausforderung besteht nämlich darin, von einem auf Bücher gestützten System, also von einem ereignisdominierten System hin zu einem die Person in seiner Gesamtheit erfassenden System zu gelangen. In Österreich ist es derzeit nämlich noch so, dass die Personenstandsfälle am Ort des Ereignisses festgehalten werden. Die Geburt eines Menschen am Geburtsort, die Verehelichung am Ort der Heirat und der Tod am Sterbeort. In Zukunft sollen die Personenstandsdaten eben nicht mehr nach der Geburt, der Verehelichung oder dem Tod zusammengefasst werden. Es soll nicht mehr so sein, dass man etwa im Falle einer Eheschließung bis zu drei Standesämter aufsuchen muss: Das Standesamt der Geburt der Frau, das Standesamt der Geburt des Mannes und allenfalls ein drittes, wenn eben dort die Hochzeit stattfinden soll. Demgegenüber werden in Zukunft alle Informationen zu einem Menschen zusammengeführt werden und zentral zur Verfügung stehen. Unter dem Namen eines bestimmten Menschen findet man dann alles, was es zu diesem in personenstandsrechtlicher Hinsicht zu sagen gibt. Dafür ist es notwendig, die über Österreich verstreuten Informationen zusammen zu führen. Also alle Daten, die bislang in den unterschiedlichsten Formen vorrätig gehalten werden. Wer schon einmal mit einer solchen Datenzusammenführung zu tun hatte, weiß, mit welchen Schwierigkeiten man dabei zu kämpfen hat. 
Wir haben aber nicht nur mit der technischen Herausforderung zu kämpfen, sondern auch mit anderen Unsicherheiten bei den Betroffenen und den Behörden. Ein Punkt bei dem sich in der Diskussion bisher die Unsicherheit besonders gezeigt hat, waren etwa die Urkunden. Urkunden sind nun einmal in der bisherigen täglichen Arbeit von Standesbeamten das wesentliche Hilfsmittel um Sachverhalte verlässlich abzuklären. Dennoch gehe ich aber davon aus, dass den Urkunden in Hinkunft bei weitem nicht mehr der Stellenwert zukommt, den sie bislang innehatten. Sicher wird das noch eine gewisse Zeit benötigen, bis es sich durchgesetzt hat, dass von Parteien in den unterschiedlichsten Verfahren keine Urkunden mehr vorgelegt werden müssen, sondern die Behörde in ihrem jeweiligen Verfahren sich die Information aus dem ZPR zu holen hat. 
Um auf das Melderecht zurück zu kommen: Es hat Jahre gedauert, und zum Teil ist es immer noch nicht ganz von der Bildfläche verschwunden, dass Menschen in Österreich mit Meldebestätigungen und ähnlichem bei den Behörden antreten müssen, obwohl die Informationen über den Wohnsitz eines in Österreich lebenden Menschen auf Knopfdruck jeder Behörde zur Verfügung steht. Die Trennung vom Papier fällt offenkundig schwer, auch wenn damit in Kauf genommen wird, dass das vorgelegte Papier vielleicht gar nicht mehr aktuell ist. Ein Staatsbürgerschaftsnachweis aus meiner Schulzeit gibt niemandem Gewähr, dass ich tatsächlich noch Österreicher bin. 
Der Nachweis in Papierform wird – so hoffe ich jedenfalls, dass das zumindest mittelfristig der Fall ist ‑ aus dem täglichen Leben verschwinden. Ein maßgeblicher Beweggrund für die Errichtung des ZPR besteht nämlich auch darin, dass die Bürger Behördenwege nicht mehr mit der ganzen Dokumentenmappe in der Hand absolvieren müssen. Weil wir aber offenkundig noch nicht ganz so weit sind, die Urkunden mehr oder weniger gänzlich zu streichen und es wohl auch nicht dem österreichischen Weg entspricht, mit Traditionen schlagartig zu brechen, sind die Urkunden nach wie vor ein wichtiger Punkt in diesem Vorhaben. 
2.3. Datenschutz 

Bei jedem Vorhaben, das wir in Österreich im Zusammenhang mit der Errichtung zentralen Datenanwendungen zu berücksichtigen haben ist der Datenschutz. So war es eben ein wesentlicher Punkt bei der Festlegung der Regelungen über den Umgang mit den Personenstandsdaten, den Ansprüchen an einen adäquaten Schutz so weit wie möglich Rechnung zu tragen. Mögen die Regelungen nunmehr den Eindruck erwecken, dass die Daten quer durch Österreich zur Verfügung gestellt werden, so nur deshalb, weil im Gesetz jede Datenart und jeder Empfänger zusammengefasst ausdrücklich genannt werden. Wenn es nun Befürchtungen gibt, dass die Umsetzung dieses Projekts eine Gefahr für den Datenschutz darstellt, ist dem jedenfalls auch entgegen zu halten, dass die automationsunterstützte Verarbeitung in der Form wie sie im Bereich des Zentralen Personenstandsregisters vorgenommen wird, ein deutliches Mehr an Datenschutz bietet. War es bislang vielleicht möglich Informationen aus den Personenstandsbüchern ohne Nachvollziehbarkeit zu beauskunften, ist dies durch eine automatische Protokollierung jedes Verarbeitungsvorgangs ausgeschlossen. Insgesamt können wir nicht ganz ohne Stolz darauf verweisen, dass ausgewiesene Datenschützer, wie etwa der Vorsitzende des österreichischen Datenschutzrates, unserer Art der Regelung und Organisation durchaus Lob zollten.

3. Ausblick auf ein europäisches Personenstandsregister

Den Überlegungen zu einem europäischen Personenstandsregister will ich voranstellen, dass ich grundsätzlich ein sehr optimistischer Mensch bin. Dennoch denke ich, dass wir noch ein ganzes Stück von einem echten zentralen Personenstandsregister für die gesamte EU entfernt sind, mag eine solche Idee auch noch so faszinierend sein. 
Eine große Lösung von Beginn an anzustreben könnte nach meinem Dafürhalten Gefahr laufen, an übergroßen Hürden zu scheitern. Ich bin eher davon überzeugt, dass man mit kleineren Schritten schneller an ein Ziel gelangt. Ein mögliches Vorbild könnte etwa die Vorgangsweise bei den gegenseitigen Informationen über Verurteilungen sein. Dort wurde ein System installiert, mit dem es möglich ist, dass ein EU-Bürger in Österreich auch eine Strafregisterbescheinigung, also eine Bestätigung über seine Unbescholtenheit oder seine Verurteilungen, beantragen und erhalten kann. Dazu werden über Zentralstellen in den jeweiligen Ländern automatisiert die notwendigen Informationen ausgetauscht.
Für mich könnte ein erster Schritt darin gelegen sein, dass eben auch über Zentralstellen auf elektronischem Wege jene Informationen ausgetauscht werden, um jedem EU-Bürger in jedem Mitgliedstaat die Möglichkeit zu bieten, alle Personenstandsdokumente zu erhalten oder jeder Personenstandsbehörde die erforderlichen Informationen aus der gesamten EU zur Verfügung zu stellen, die sie für einen bei ihr abzuhandelnden Personenstandsfall benötigt. Das wäre aus meiner Sicht bereits ein wesentlicher und nicht zu unterschätzender Vorteil. Der gesamte derzeit notwendige Austausch in Papierform könnte wegfallen.
Aber auch dieser im Vergleich zu einem einheitlichen zentralen europäischen Personenstandsregister kleine Schritt setzt voraus, dass es in jedem Mitgliedstaat eine zentrale Stelle, also ein zentrales Register, gibt, über das die Informationen laufen können. Ich bezweifle nämlich, dass auch ein solches System funktionieren kann, wenn es notwendig ist, nicht nur eine Stelle in jedem Mitgliedstaat einzubinden, sondern zusätzlich noch regional untergliederte Einheiten. 

Vielleicht bin ich aber doch zu wenig Optimist, um nicht auch an eine große Lösung zu glauben und hoffe, dass Sie mir in Diskussion heftig widersprechen.
